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Bergkamen: Mann tötet seinen Cousin bei Auseinandersetzung mit einem Messer 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am Samstagabend, den 30. Mai 2026, kam es in Bergkamen zu einem tödlichen Messeran-
griff, bei dem ein Mann nach einer persönlichen Auseinandersetzung ums Leben kam. Nach 
Angaben einer Angehörigen sollen Täter und Opfer verwandt sein. Demnach handelte es sich 
bei dem mutmaßlichen Angreifer um den Cousin des Getöteten. Als möglicher Auslöser des 
Streits wurde ein Konflikt um eine Frau genannt. Die genauen Hintergründe der Tat waren 
zunächst noch Gegenstand der Ermittlungen.1 
 
Gegen 20:30 Uhr wurden Rettungskräfte wegen einer Person mit massivem Blutverlust alar-
miert. Zahlreiche Polizeistreifen, Rettungswagen und ein Rettungshubschrauber eilten zum 
Einsatzort. Nach bisherigen Erkenntnissen war das Opfer bei dem Angriff schwer verletzt wor-
den und hatte große Mengen Blut verloren. Trotz des schnellen Einsatzes der Rettungskräfte 
kam jede Hilfe zu spät. Der Mann verstarb noch am Tatort. Neben dem späteren Todesopfer 
wurde ein weiterer Mann verletzt. Welche Rolle dieser bei der Auseinandersetzung spielte und 
ob er unmittelbar in das Geschehen verwickelt war, blieb zunächst unklar. Die Polizei Dort-
mund stufte den Fall als Tötungsdelikt im Zusammenhang mit einer persönlichen Streitigkeit 
ein.2 
 
Im Laufe des Abends versammelten sich zahlreiche Angehörige der kurdischen Familie am 
Einsatzort. Aufgrund der emotional aufgeladenen Lage wurden eine Hundertschaft der Bereit-
schaftspolizei angefordert. Der Tatort wurde weiträumig abgesperrt und die Zugänge zum Ein-
satzbereich gesichert.3 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8502 mit Schreiben vom 25. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration sowie dem Minister der Justiz beantwortet. 
 

 
1 Vgl. https://www.bild.de/news/inland/das-war-sein-eigener-cousin-mann-bei-streit-mit-messer-
getoetet-6a1b3c87411d40cd4c74ce66. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Dortmund hat dem Ministerium der Justiz unter dem 
04.08.2026 im Wesentlichen berichtet, seine Behörde habe aufgrund des in der Kleinen An-
frage geschilderten Sachverhalts gegen zwei Angeschuldigte wegen des Verdachts des Tot-
schlags bzw. der gefährlichen Körperverletzung zum Nachteil von zwei Geschädigten am 
24.07.2026 Anklage zum Landgericht erhoben. Einer der noch am Tatort festgenommenen 
Angeschuldigten befinde sich seit dem 31.05.2026 in Untersuchungshaft. Der andere Ange-
schuldigte sei am Tag nach der Tat mangels Vorliegens der Voraussetzungen für den Erlass 
eines Haftbefehls entlassen worden. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über den Tatverdächtigen bekannt? 
 
Kriminalpolizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachts-
momenten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von krimi-
nalpolizeilichen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig 
keinen Rückschluss auf die Richtigkeit des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis 
der abschließenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung.  
 
Die beiden Angeschuldigten sind in der Vergangenheit wegen des Verdachts der Begehung 
der nachfolgenden Straftat polizeilich in Erscheinung getreten:  

• jeweils in einem Fall wegen Verstoßes gegen das Pflichtversicherungsgesetz 
 
 
3. Welche Vorstrafen hat der Tatverdächtige? (Bitte chronologisch auflisten.) 
 
Ausweislich des in der Antwort auf Frage 1 bezeichneten Berichts ist ein Angeschuldigter nicht 
vorbestraft. Der andere Angeschuldigte sei 2025 wegen eines vorsätzlichen Verstoßes gegen 
das Pflichtversicherungsgesetz zu einer Geldstrafe verurteilt worden.   
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügt der Tatverdächtige? (Bitte 

Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Ausweislich des in der Antwort auf Frage 1 bezeichneten Berichts besitzen die Angeschuldig-
ten die türkische Staatsangehörigkeit. 
 
 
5. Hält die Landesregierung ihre Migrations-, Integrations- und Innenpolitik tatsäch-

lich für erfolgreich? 
 
Straftaten werden unabhängig von der Staatsangehörigkeit der Tatverdächtigen konsequent 
aufgeklärt und verfolgt. Die Landesregierung bewertet ihre Migrations-, Integrations- und In-
nenpolitik fortlaufend und hält die von ihr verfolgten Maßnahmen für geeignet, um die damit 
verbundenen Ziele zu erreichen. Eine umfassende Bewertung sämtlicher Maßnahmen und 
ihrer Wirkungen ist angesichts der Komplexität und Breite dieser Politikfelder im Rahmen der 
Beantwortung einer Kleinen Anfrage nicht möglich. Ein unmittelbarer Rückschluss von einzel-
nen Kriminalitätsdaten auf die Gesamtbewertung der Migrations-, Integrations- und Innenpoli-
tik wird dieser Komplexität nicht gerecht. 


